
Gewerbesteuer
Die Trickserei mit den Spenden
Die Gewerbesteuer ist eine der wichtigs-
ten Einnahmequellen der Gemeinden in
Deutschland.
Besteuert werden Gewerbebetriebe die ent-
weder als Kapitalgesellschaft oder über ihre
gewerbliche Tätigkeit im Sinne des Einkom-
mensteuerrechts erfasst werden. Natürliche
Personen und Personengesellschaften erhal-
ten einen jährlichen Freibetrag in Höhe von
24500,00 € den sie von ihrem Ertrag abzie-
hen können. Nur der verbleibende Betrag un-
terliegt dann der Gewerbesteuer.

Nachdem das Finanzamt den Gewerbesteu-
ermessbetrag festgesetzt hat, hat nun jede
Gemeinde das Recht zur Festlegung eines
Hebesatzes. Das Recht zur Festlegung des
Hebesatzes ist den Gemeinden grundgesetz-
lich garantiert.
Durch die Festlegung des Hebesatzes hat die
Gemeinde einen politischen Handlungsrah-
men zur Ansiedlung oder ggf. auch Abschre-
ckung von Gewerbebetrieben in der Hand.
Ein niedriger Hebesatz ist eines von mehre-
ren Entscheidungskriterien zur Standortfrage.
Der niedrige Hebesatz ist zwar positives An-
siedlungskriterium, aber für die Gemeinde mit
niedrigeren Steuereinnahmen pro zahlendem
Unternehmen verbunden. Hohe Hebesätze
können zu Abwanderungstendenzen führen,
haben aber auch höhere Steuereinnahmen
pro einzelnem Unternehmen zur Folge. Die
für die jeweilige Gemeinde richtige Abwägung
zu finden, ist dem Geschick der politisch Han-
delnden überlassen.

Leider wird in Heidenheim das Geschick poli-
tischen Handelns nicht mehr von den Ge-
meinderäten und der Stadtverwaltung
bestimmt.

Durch eine, zwar legale, moralisch jedoch
äußerst fragwürdige Trickserei haben sich
nun einige Heidenheimer Unternehmen
von der Gewerbesteuer „freigekauft“ in
dem sie horrende Spenden für den Ausbau
der DH in Heidenheim zur Verfügung stel-
len.

Es ist schon ein Unterschied, ob durch „Spen-
den“ Studenten einen neuen Campus bekom-
men oder ob durch ordentliche Gewerbe-
steuerzahlungen die gesamte Bevölkerung
Heidenheims profitiert.

Der Verdacht liegt nahe, dass sich die „spen-
dablen“ Unternehmen bei der Stadt Heiden-
heim um eine Verhinderung der Gewerbe-
steuererhöhung „verdient“ gemacht haben.

Die DKP Heidenheim fordert daher in ihrem
Antrag zum Haushalt 2018 weiterhin
eine Gewerbesteuererhöhung damit
ALLE Bürgerinnen und Bürger etwas davon
haben.

DKP-Stadtrat Reinhard Püschel be-
antragt Erhöhung der Gewerbe-
steuer:
"Viele Städte haben finanzielle Probleme.
Eine wichtige Einnahmequelle ist die Gewer-
besteuer. In Heidenheim wurde sie seit 1995
nicht mehr erhöht. Jetzt ist es an der Zeit,
das zu ändern. Gerademal 30 Prozent der
Heidenheimer Betriebe sind von der Gewer-
besteuerzahlung betroffen. Dazu gehören
Firmen wie Hartmann, Schwenk  und Voith.
Sie gehören zum "Club der Milliardäre".
Geld ist bei denen genug da!"
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